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eine Verschärfung im Scheidungsverfahren, dagegen 
aber neue Streitigkeiten nach dessen Beendigung ein- 
treten. Auch dies spricht für eine konsequente Schei­
dung der Familie, wenn es nicht möglich ist, die Ur­
sachen der Ehezerrüttung zu überwinden und die Ehe 
zu erhalten.

GERHARD BORKMANN und Dr. ROLF DAUTE,
Oberrichter am Bezirksgericht Karl-Marx-Stadt
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Die von D i t t m a n n  u n d  H ä n d l e r  in NJ 1964 S. 49 
ff. unterbreiteten Vorschläge zur Regelung des per­
sönlichen Umgangs mit dem Kinde im künftigen Fa­
miliengesetzbuch finden meine volle Zustimmung. Die 
zwangsweise Regelung des persönlichen Umgangs nach 
§ 11 EheVO schafft neue Widersprüche, deren Ursachen 
eigentlich schon mit der gerichtlichen „Familienschei­
dung" beseitigt sein sollten. Da sie stets dem Wunsche 
des sorgeberechtigten Eltemteils zuwiderläuft, wirkt 
sie sich in der Endkonsequenz nachteilig auf das Kind 
aus. Das FGB sollte die Entscheidung über die Rege­
lung des persönlichen Umgangs allein in die Hand des 
sorgeberechtigten Elternteils legen.
Das Referat Jugendhilfe sollte verpflichtet werden, 
über die gern. § 9 Abs.3 EheVO geforderten Ermittlun­
gen hinaus bei dem für die Übertragung des Sorge­
rechts in Aussicht genommenen Elternteil zu erfor­
schen, ob er einem Umgang des Nichtsorgeberechtigten 
mit dem Kinde nach Scheidung der Ehe zustimmen 
würde, ggf. welche Gründe ihn zu einer Weigerung 
bewegen könnten. Liegen diese abseits einer wirklich 
zu respektierenden Rechtfertigung, beruhen sie auf Un- 
einsichtigkeit, auf persönlichem Haß, auf Egoismus 
oder sonstigen abwendbaren Motiven, so wäre dem für 
die Übertragung des Sorgerechts in Aussicht genomme­

nen Eltemteil noch vor Abgabe einer Stellungnahme 
an das Gericht vom Referat Jugendhilfe in geeigneter 
Form zu erläutern, daß er eigene Interessen denen des 
K-indes unterzuordnen habe, um dessen Wohl es geht. 
Diese sicherlich sehr dankbare Aufgabe dürfte, wenn 
sie ernst und gewissenhaft, möglicherweise auch unter 
Mitwirkung gesellschaftlicher Kollektive, gelöst wird, 
zu einem guten Resultat führen.
Dieses Resultat ist bei der Abgabe der Stellungnahme 
zur Sorgerechtsübertragung dem Gericht ebenfalls mit­
zuteilen, damit in der gerichtlichen Entscheidung über 
das Sorgerecht auch die Zustimmung oder die Verwei­
gerung zum Umgang des Nichtsorgeberechtigten mit 
dem Kinde ausgedrückt werden kann. Eine Verweige­
rung da- Zustimmung sollten die Entscheidungsgründe 
erläutern.
Diese Regelung macht eine Entscheidung des Referats 
Jugendhilfe, wie sie die jetzige Fassung des Entwurfs 
des FGB für den Fall einer Verweigerung der Zustim­
mung vorsieht, illusorisch; sie verhindert damit, daß 
eine solche vorgesehene Entscheidung sich späterhin 
als fehlerhaft erweisen könnte, und sie verhilft dem 
FGB-Entwurf, welcher grundsätzliche Zustimmung des 
Sorgeberechtigten zum Umgang des Nichtsorgeberech­
tigten mit dem Kinde fordert, zur vollen Konsequenz. 
Wenn sich später vernünftige Beziehungen zwischen 
den geschiedenen Ehepartnern anbahnen und die im 
Urteil genannten Gründe für den Ausschluß des Um­
gangsrechts damit wegfallen, dann steht es dem sorge­
berechtigten Elternteil frei, dem Nichtsorgeberechtigten 
den Umgang zu gestatten. Bei einer solchen Regelung 
könnte das Referat Jugendhilfe mitwirken, wenn es 
von einem oder beiden Teilen darum ersucht wird, 
keinesfalls aber sollte ihm ein Entscheidungsrecht ein­
geräumt werden.

ARNO KRAUSE,
Rechtsbeistand in Hennigsdorf

Das Kostenredit für fakultative Nebenansprüche 
im Eheverfahren

i
Über die Streitwert- und Gebührenberechnung bei der 
Geltendmachung von Ansprüchen gern. § 13 Abs. 2 
EheVerfO (Vermögensansprüche der Ehegatten gegen­
einander, Ehewohnung und Hausrat) besteht weit­
gehend noch Unklarheit. Hier sind Gebühren nach dem 
vollen Wert dieser Ansprüche zu berechnen, wenn er 
2000 DM übersteigt. Das gilt auch dann, wenn der 
Kläger nur die Scheidung der Ehe beantragt und der 
verklagte Ehepartner zunächst die Abweisung der 
Scheidungsklage verlangt und nur hilfsweise, für den 
Fall der Scheidung, Nebenansprüche aus § 13 Abs. 2 
der EheVerfO geltend macht. Wird in einem solchen 
Fall die Scheidungsklage abgewiesen, dann kann auf 
Grund der immittelbaren Abhängigkeit der Nebenan­
sprüche hiervon über diese nicht entschieden werden. 
In der Praxis sind in diesen Fällen die Nebenansprüche 
kostenrechtlich nicht berücksichtigt worden, weil über 
den prozeßrechtlichen Charakter dieser Ansprüche bis­
her keine Klarheit besteht. Sie sind nur als Hilfsan­
träge bezeichnet und von den Gerichten auch nur als 
solche beachtet worden. Das widerspricht aber nicht 
nur dem Sinn und Wesen des Eheverfahrens, sondern 
auch dem Charakter von Haupt- und Hilfsanspruch.
Im Zivilverfahren kommt der Hilfsanspruch nur dann 
zum Zuge, wenn der Hauptanspruch abgewiesen wird, 
dagegen kann im Eheverfahren über die Nebenan­
sprüche des § 13 Abs. 2 EheVerfO nur dann entschieden 
werden, wenn über den Hauptanspruch entschieden und

die Scheidung der Ehe ausgesprochen wird. Deshalb 
bestimmt § 13 Abs. 3 EheVerfO, daß diese Ansprüche 
im Wege der Widerklage geltend gemacht werden 
können und nicht, wie es bisher in der Praxis üblich 
ist, als sog. Hilfsanträge. Auch dann, wenn sie nur als 
Hilfsanträge bezeichnet werden, müssen sie als Wider­
klage behandelt werden.
Grundsätzlich körnen unsere prozeßrechtlichen Be­
stimmungen und unsere Rechtsprechung keine hilfs­
weisen Widerklagen, da diese die gleichen rechtlichen 
Voraussetzungen erfüllen müssen wie die Klagen selbst. 
Hiervon ausgehend, müssen die kostenrechtlichen Be­
stimmungen des § 13 GKG (Zusammenrechnung des 
Streitgegenstandes von Klage und Widerklage) über 
die Streitwertberechnung auch bei einer hilfsweisen 
Widerklage zur Anwendung kommen, auch unter Be­
rücksichtigung dessen, daß über diese Nebenansprüche 
nur dann materiellrechtlich entschieden werden kann, 
wenn die Scheidung der Ehe ausgesprochen wird. Die 
Streitwert- und Gebührenberechnung für die Neben­
ansprüche in diesem Falle davon abhängig zu machen 
und nur zu berücksichtigen, wenn hierüber materiell­
rechtlich mit entschieden worden ist, würde zu einem 
rechtlich nicht vertretbaren Ergebnis führen. Das er­
gibt sich auch noch aus folgendem:
Stellt der Kläger neben dem Antrag auf Scheidung der 
Ehe gleichzeitig Anträge über vermögensrechtliche An­
sprüche gern. § 13 Abs. 2 EheVerfO und wird die Klage 
abgewiesen, so sind bisher richtigerweise auch die ent-
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